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Entschließung des Europäischen Parlaments zu den Handelsverhandlungen zwischen der EU und dem Mercosur
(2012/2924(RSP))
Das Europäische Parlament,
–
unter Hinweis auf das interregionale Rahmenabkommen über Zusammenarbeit zwischen der EU und dem Mercosur von 1995, das 1995 unterzeichnet wurde und seit 1999 in Kraft ist,

–
unter Hinweis auf seine Entschließung zur Landwirtschaft der EU und dem internationalen Handel vom 8. März 2011
,

–
unter Hinweis auf Artikel 21 EUV und Artikel 208 AEUV, denen zufolge die EU auf Kohärenz zwischen ihrem auswärtigen Handeln und der Entwicklungs- und Handelspolitik achten muss, 

–
in Kenntnis der Anfrage an die Kommission zum Stand der Handelsbeziehungen zwischen der EU und den Mercosur-Staaten (O‑000218/2012 – B7‑0553/2013),

–
gestützt auf Artikel 115 Absatz 5 seiner Geschäftsordnung,

A.
in der Erwägung, dass seit 1999 ein interregionales Rahmenabkommen über Zusammenarbeit zwischen der EU und dem Mercosur in Kraft ist und sich als zweckmäßige und angemessene Grundlage für die immer intensiveren Handelsbeziehungen zwischen den beiden Handelsräumen erwiesen hat;

B.
in der Erwägung, dass die EU 1999 mit vier Mercosur-Staaten Verhandlungen über ein Assoziierungsabkommen mit dem allgemeinen Ziel eingeleitet hat, ein Freihandelsabkommen zwischen den beiden Handelsräumen zu schließen; in der Erwägung, dass diese Verhandlungen 2004 zum Stillstand gekommen waren und 2010 wiederaufgenommen worden sind;

C.
in der Erwägung, dass der Mercosur gerade eine Umgestaltung, Erweiterung und institutionelle Konsolidierung erfährt, wobei Venezuela seit Mitte 2012 Vollmitglied ist, Bolivien seit Dezember 2012 Beitrittsland ist, Chile, Kolumbien, Ecuador und Peru assoziierte Mitglieder sind und die Mitgliedschaft Paraguays seit den Ereignissen um den Machtwechsel im Juni 2012 vorübergehend suspendiert wurde;

D.
in der Erwägung, dass der Prozess der regionalen Integration im größeren Zusammenhang der aktuellen Bemühungen um die politische, wirtschaftliche und soziale Integration Lateinamerikas und des karibischen Raums zu betrachten ist, wobei die UNASUR, die CELAC und die ALBA die wichtigsten Organisationen sind, in denen Institutionen aufgebaut werden und auf mehreren Ebenen angestrebt wird, eine neue wirtschafts- und finanzpolitische Struktur aufzubauen, die Schutz vor den wahren Ursachen der weltweiten Finanzkrise bietet;

E.
in der Erwägung, dass es in Bezug auf die soziale und wirtschaftliche Entwicklung sehr große Unterschiede unter den Mitgliedstaaten des Mercosur gibt und dass bei etwaigen weiteren Integrationsschritten das Hauptaugenmerk zunächst auf eine Reihe interner Probleme und deren Beseitigung gelegt werden sollte;

F.
in der Erwägung, dass nicht nur unter den Mercosur-Staaten, sondern auch zwischen dem Mercosur und der EU ein elementares Handelsungleichgewicht besteht; in der Erwägung, dass nahezu 20 % der Einfuhren landwirtschaftlicher Erzeugnisse in die EU aus dem Mercosur stammen, wohingegen die Ausfuhren der EU in den Mercosur hauptsächlich Industrieerzeugnisse betreffen;

G.
in der Erwägung, dass die EU den Anbau von Eiweißfutterpflanzen in großem Umfang in die Länder des Mercosur ausgelagert hat und den Anbau von Energiepflanzen weiterhin in diese Länder auslagert, was sich negativ auf die biologische Vielfalt, die Wälder und Gewässer, den Klimawandel, die Ernährungssicherheit und -hoheit, die Bodennutzung und die Grundbesitzverhältnisse auswirkt sowie Landflucht und die weitere Verslumung von Großstädten bewirkt;

H.
in der Erwägung, dass sich Investoren aus der EU bei ihren Entscheidungen von anderen Faktoren als den geltenden bilateralen Investitionsabkommen haben leiten lassen, was sich beispielhaft am Fall Brasiliens zeigt, da es kein solches Abkommen in Kraft gesetzt hat und dennoch insgesamt den größten Teil der ausländischen Investitionen im Mercosur anzieht;

I.
in der Erwägung, dass Brasilien in seiner Politik im Bereich der Rechte des geistigen Eigentums neuen Herausforderungen, insbesondere bei Generika und freier Software, Rechnung trägt, was sich günstig auf die Prävention und Behandlung von Krankheiten wie auch auf den für alle erschwinglichen Zugang zum Internet auswirkt, und dass diese Politik fortentwickelt werden sollte;

J.
in der Erwägung, dass die aktuellen Bestrebungen in der EU, den Finanzsektor neu zu regulieren, um einer weiteren Ausweitung der Mehrfachkrise Einhalt zu gebieten und die EU vor einer solchen Ausweitung zu schützen, durch Bestimmungen über die Liberalisierung von Finanzdienstleistungen untergraben werden könnten, wie sie in der Verhandlungspraxis der GD Handel zum Tragen kommt;

K.
in der Erwägung, dass die 2011 erstellten Folgenabschätzungen und Nachhaltigkeitsprüfungen ergeben haben, ein etwaiges Handelsabkommen EU-Mercosur bewirke keinen bedeutsamen Wohlfahrtsgewinn für die EU und habe möglicherweise erhebliche nachteilige Auswirkungen auf die weltweite biologische Vielfalt und den Klimawandel;

1.
betont, dass die Beziehungen in Politik und Handel zwischen der EU und dem Mercosur bislang in zufriedenstellender Weise im Rahmenabkommen über Zusammenarbeit geregelt waren, was sich in der ständigen Intensivierung der politischen Zusammenarbeit in internationalen Gremien wie auch in der Zunahme des Handelsvolumens zeigt;

2.
ist nach wie vor nicht davon überzeugt, dass die beiden Partner die Verhandlungen im Hinblick auf ein neues Assoziierungsabkommen beschleunigen sollten, und fordert die Kommission auf, die geltenden Leitlinien für die Verhandlungen zu prüfen und dabei Änderungen vorzuschlagen, mit denen dem Wandel der Merkmale und der Zusammensetzung des Mercosur Rechnung getragen wird;

3.
erklärt sich besorgt über die generelle Tendenz, dass erneut Grundstoffe aus Lateinamerika und auch aus dem Mercosur in die EU ausgeführt werden, was durch die steigende internationale Nachfrage nach Rohstoffen für die Industrie und nach Lebensmitteln, Futtermitteln und Energie bedingt ist und zahlreiche soziale Konflikte verursacht;

4.
vertritt die Überzeugung, dass mit einem etwaigen neuen Abkommen zwischen den beiden Handelsräumen der gegenwärtige Trend zu einem Anstieg der Agrarausfuhren aus dem Mercosur wie auch der Ausfuhren von Maschinen und Dienstleistungen aus der EU konkret beendet und umgekehrt werden muss, dass es reale Wohlfahrtsgewinne für alle Partner bewirken muss und dass dabei der in den Verträgen verankerte Grundsatz der Politikkohärenz zu beachten ist und die internationalen umweltpolitischen Ziele und klimapolitischen Zwänge einzuhalten sind;

5.
betont, dass in den Verhandlungen sorgsam darauf geachtet werden muss, keine Strategien zu verfolgen, mit denen auf eine Spaltung des Handelsraums abgezielt wird, sondern vielmehr die Region als Ganzes wahrzunehmen, und dass in den Verhandlungen überdies darauf hinzuwirken ist, die aktuellen Handelsströme und das Verhältnis der Wirtschaftskraft wieder ausgewogen zu gestalten und dabei für ökologische Nachhaltigkeit zu sorgen;

6.
fordert die Parteien dringend auf, ergebnisorientierte Gespräche aufzunehmen, in denen die angemessene Konsultation der von Landwirtschafts- und Bergbauprojekten betroffenen Gemeinschaften, die Haftung von Investoren für verursachte Schäden – auch nach dem Abschluss der Projekte und insbesondere in den Sektoren Energie, Bergbau und Agrarwirtschaft –, die Rechtsdurchsetzung und der Zugang der Opfer zur Justiz thematisiert werden;

7.
begrüßt die Rechtsvorschriften Brasiliens über das geistige Eigentum und fordert alle beteiligten Parteien auf, im Hinblick auf künftige Abkommen ähnliche Bestimmungen auszuarbeiten und zu billigen; fordert die Kommission auf, die Entscheidung Brasiliens, dass es keine bilateralen Investitionsabkommen mit Drittländern schließt, zu respektieren;

8.
fordert die Kommission nachdrücklich auf, ihre aggressive Haltung gegenüber Argentinien aufzugeben, mit der die Beziehungen zum gesamten Mercosur gefährdet werden könnten, und Argentiniens Industrie- und Zollpolitik zu respektieren; fordert die Kommission in diesem Zusammenhang auf, ihre aktuellen, gegen Argentinien gerichteten Initiativen zur Nachfragesteuerung einzustellen;

9.
weist erneut darauf hin, dass die vom Rat gebilligten Leitlinien für die Verhandlungen über das Assoziierungsabkommen EU-Mercosur aus dem Jahr 1999 stammen und dem Bedarf an Lösungen für die größten Probleme des neuen Jahrhunderts, darunter der Klimawandel und die weltweite Finanzkrise, nicht gerecht werden; fordert die Kommission auf, ihre Verhandlungsschemata in Bezug auf die Liberalisierung des Finanzsektors zu überprüfen, damit keine Widersprüche zu den Bestrebungen der EU aufkommen, die auf dessen erneute Regulierung abzielen;

10.
beauftragt seinen Präsidenten, diese Entschließung dem Rat, der Kommission, dem EAD, den Regierungen der Mitgliedstaaten sowie den Regierungen und den Parlamenten der Länder des Mercosur und dem Parlament des Mercosur (Parlasur) zu übermitteln.

� ABl. C 199E vom 7.7.2012, S. 48.
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